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Rundbrief 11/2020                                  18.12.2020
Internationaler Tag der Menschen mit Behinderung: “In die Mitte unserer Gesellschaft“
(MSGIV, Pressemitteilung vom 02.12.2020)
Anlässlich des Internationalen Tages der Menschen mit Behinderung am 3. Dezember ruft Brandenburgs Landesbehindertenbeauftragte Janny Armbruster zu mehr Solidarität und Achtsamkeit auf: „Die Corona-Pandemie und die notwendigen Eindämmungsmaßnahmen sind für uns alle eine außergewöhnliche und belastende Situation. Viele sorgen sich um ihre Gesundheit und finanzielle Lage, haben Angst um ihren Arbeitsplatz oder leiden unter Einsamkeit. Das betrifft Menschen mit Behinderung besonders oft. Ihre Belange dürfen jetzt in der Krise nicht aus dem Blick geraten“. Janny Armbruster hat Angst, dass uns die Krise auf dem Weg hin zu einer gleichberechtigten Teilhabe zurückwirft. Hart getroffen hat der erste Lockdown im Frühjahr besonders die Menschen, die in Pflegeeinrichtungen lebten und über Wochen keine Besuche ihrer Angehörigen empfangen durften. Sie haben sehr darunter gelitten. Es ist gut, dass Besuche unter Auflagen jetzt in der zweiten Welle grundsätzlich möglich sind. Auch die Maskenpflicht sei für manche Menschen mit Behinderungen ein großes Problem, z.B. für Gehörlose, die von den Lippen ihres Gegenüber lesen. 
Brandenburg ruft Notlage aus 
(aerztezeitung.de vom 09.12.2020)
Weil Brandenburgs Krankenhäuser angesichts einer steigenden Zahl von COVID-19-Patienten an die Belastungsgrenzen kommen, hat das Potsdamer Gesundheitsministerium einen „Massenanfall an Verletzten oder Erkrankten“ entsprechend dem Rettungsdienstgesetz des Landes ausgerufen. Die Krankenhäuser in den fünf Versorgungsregionen haben sich bereits zu regionalen Corona-Netzwerken zusammengeschlossen, um sich gegenseitig zu unterstützen. Gesundheitsministerin Ursula Nonnemacher betont, dass nun aber weitere Maßnahmen umgesetzt werden müssen. Künftig sollen die 24 Rehakliniken im Land bei Bedarf leichtere und mittelschwere Nicht-COVID-Fälle aufnehmen, damit die Krankenhäuser mehr schwere und schwerste Fälle sowie Corona-Infizierte versorgen können. Zudem werde die Belegung der Krankenhäuser künftig zentral von den Regionalleitstellen des Rettungsdienstes gesteuert. Die dort angesiedelte medizinische Leitung entscheide in Zusammenarbeit mit der zentralen Koordinierungsstelle der Krankenhäuser über die Ausnutzung der erforderlichen Krankenhauskapazitäten. 

Grünes Licht für Erhöhung des Vergabemindestlohns auf 13 Euro
(brandenburg.de, Pressemitteilung vom 15.12.2020)

Der bei der Vergabe öffentlicher Aufträge im Land Brandenburg geltende Mindestlohn soll von aktuell 10,68 Euro auf 13 Euro je Zeitstunde erhöht werden. Das Kabinett hat einer vom Wirtschaftsministerium vorgelegten entsprechenden Änderung des Brandenburgischen Vergabegesetzes zugestimmt. Der Gesetzentwurf wird nun in den Landtag eingebracht. Die Erhöhung des Vergabemindestlohns hatte die Mindestlohnkommission des Landes Brandenburg der Landesregierung im Sommer empfohlen. Zuvor hatte der Landtag Ende Januar eine Novellierung des Vergabegesetzes beschlossen und die Landesregierung aufgefordert, einen Gesetzentwurf dazu vorzulegen. Nach dem aktuell geltenden Brandenburgischen Vergabegesetz darf seit Januar 2020 ein Auftrag der öffentlichen Hand nur an einen Betrieb vergeben werden, der sich gegenüber dem Auftraggeber verpflichtet, seinen eingesetzten Beschäftigten ein Bruttoentgelt von mindestens 10,68 Euro zu zahlen. Der Mindestlohn wird nun zum 1. Januar 2021 auf zunächst 10,85 Euro erhöht. Das gilt für alle Vergaben ab 3.000 Euro. Sobald das parlamentarische Verfahren abgeschlossen ist und der Landtag der Änderung des geltenden Vergabegesetzes zugestimmt hat, kann die geplante Erhöhung des Mindestlohns auf 13 Euro in Kraft treten. Die Erhöhung zum 1. Januar 2021 ist damit ein Zwischenschritt. Der brandenburgische Mindestlohn für öffentliche Aufträge liegt über dem Mindestlohn auf Bundesebene. Dieser soll zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro, zum 1. Juli 2021 auf 9,60 Euro, zum 1. Januar 2022 auf 9,82 Euro und zum 1. Juli 2022 auf 10,45 Euro steigen. 
Brandenburg verschärft Regeln für Masken-Atteste 
(aerztezeitung.de vom 15.12.2020)

Medizinische Bedenken gegen das Tragen einer Schutzmaske sind Brandenburgs Gesundheitsministerin Ursula Nonnemacher zufolge „sehr oft vorgeschoben und real nicht begründbar“. Während der Pressekonferenz zur Vorstellung der neuen Corona-Eindämmungsverordnung des Landes bekam die Politikerin, die selbst Ärztin ist, bei der Beantwortung einer Frage zu Corona-Maskenmuffeln einen regelrechten Wutanfall. Es erbittert sie, was damit für ein Schindluder getrieben wird. Sämtliche Pädiater, Lungenfachärzte und Kardiologen sagen, dass es so gut wie überhaupt keine medizinische Kontraindikation gegen das Tragen von einem Stück Stoff im Gesicht gäbe. Wie Frau Nonnemacher betonte, käme es durch das Tragen von Schutzmasken nicht zu CO2-Retentionen oder Erstickungsanfällen. Lediglich bei Menschen mit Behinderungen, die zur Kommunikation auf Gesten angewiesen sind, stellen Masken ein Problem dar. 

Impfstrategie zu COVID-19: BAG SELBSTHILFE fordert Überarbeitung der Empfehlungen
(BAG SELBSTHILFE, Pressemitteilung vom 10.12.2020)
Die BAG SELBSTHILFE hält es nicht für ethisch vertretbar, dass Menschen mit schweren Vorerkrankungen erst in dritter Linie geimpft werden sollen – obwohl sie auch nach Auffassung der Ständigen Impfkommission teilweise ein extrem hohes Risiko für einen schweren Verlauf haben. Sie fordert eine höhere Priorisierung von Menschen mit Vorerkrankungen bei der anstehenden Impfstrategie. Darüber hinaus muss auch die Barrierefreiheit der Impfzentren gesichert werden, damit auch die Menschen mit Behinderungen geimpft werden können. Menschen mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen schränken sich seit Monaten ein, um das Risiko zu verringern, sich mit dem Coronavirus zu infizieren. Denn sie haben in vielen Fällen ein deutlich höheres Risiko, wegen einer Covid-19 Erkrankung ins Krankenhaus eingewiesen zu werden oder sogar daran zu versterben. Neben der Nationalen Wissenschaftsakademie Leopoldina, hat auch die Ständige Impfkommission in ihrer Empfehlung darauf verwiesen, dass Menschen mit Trisomie 21 und Organtransplantation ein Risiko für einen schweren Verlauf haben, der mit Menschen in den hohen Altersgruppen vergleichbar ist. Auch die Impfpriorität von pflegenden Angehörigen sei nach Ansicht von Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE, noch nicht genügend erkannt worden. Sie stellen den größten Pflegedienst der Nation dar, rund 70 Prozent der Pflegebedürftigen werden zu Hause gepflegt. Wenn sie ausfallen, bleiben die Betroffenen unter Umständen unversorgt. 
Neuer Verordnungsentwurf zur Impfpriorisierung 
(BAG SELBSTHILFE, Pressemitteilung vom 17.12.2020)
Die BAG SELBSTHILE möchte darauf hinweisen, dass offenbar ein neuer Verordnungsentwurf zur Impfpriorisierung erarbeitet wurde, über den die Deutsche Apotheker Zeitung berichtet. Viele Punkte, die die BAG SELBSTHILFE in ihrer Stellungnahme zum Vorentwurf gegenüber der Priorisierung der STIKO eingebracht hat, wurden dabei aufgegriffen. Dabei sind auch viele Aspekte aus den eingegangenen Stellungnahmen ihrer Mitgliedsverbände zur Einstufung ihrer Erkrankungen als solche mit einem schweren Verlauf berücksichtigt worden. Zu den Personen mit höchster Priorität (§ 2 des Verordnungsentwurfs) gehören demnach: 
1. Personen, die das 80. Lebensjahr vollendet haben, 

2. Personen, die in stationären Einrichtungen zur Behandlung, Betreuung oder Pflege älterer, geistig behinderter oder pflegebedürftiger Menschen behandelt, betreut oder gepflegt werden oder tätig sind,

3. Personen, die im Rahmen ambulanter Pflegedienste regelmäßig ältere, geistig behinderte oder pflegebedürftige Menschen behandeln, betreuen oder pflegen,

4. Personen, die in Bereichen medizinischer Einrichtungen mit sehr hohem Expositionsrisiko in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2 tätig sind, insbesondere auf Intensivstationen, in Notaufnahmen, Rettungsdiensten, SARS-CoV-2-Imfpzentren sowie in Bereichen, in denen infektionsrelevante aerosolgenerierende Tätigkeiten durchgeführt werden, 

5. Personen, die in medizinischen Einrichtungen regelmäßig Personen behandeln, betreuen oder pflegen, bei denen ein sehr hohes Risiko für einen schweren oder tödlichen Krankheitsverlauf nach einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht, insbesondere in der Hämato-Onkologie oder Transplantationsmedizin.
Weitere Gruppen wären die Personen mit hoher Priorität (§ 3,) sowie Personen mit erhöhter Priorität (§ 4).

Als schwierig wird sich jedoch in der Praxis die Priorisierung innerhalb der Gruppen herausstellen, denn letztlich konkurrieren Menschen mit schweren chronischen Erkrankungen nunmehr mit Mitarbeitern des Einzelhandels und Personen der kritischen Infrastruktur in der Frage der Impfpriorisierung. Die BAG SELBSTHILFE geht jedoch davon aus, dass sich mit dieser Frage auch noch der Deutsche Bundestag befassen wird, da der Wissenschaftliche Dienst der Bundestages die Kompetenz des Verordnungsgebers zur Regelung einer derart weitreichenden Problematik in Frage gestellt hat. 

Neue Patientenakte startet im Januar 
(ihre Vorsorge.de vom 07.12.2020)
Ab 1. Januar 2021 soll die stufenweise Einführung der ePA (elektronische Patientenakte) erfolgen. Zunächst soll die ePA mit einer Testphase starten. E-Akten der Krankenkassen sollen Versicherten dann zum Download zur Verfügung stehen. Nach der Testphase und einer finalen Zulassung soll dann die flächendeckende Vernetzung beginnen. Wie gesetzlich festgelegt, müssen Praxen dafür bis zum 1. Juli 2021 über die für den Zugriff auf die ePA nötigen Komponenten und Dienste verfügen. Nach jahrelangem Gezerre soll die E-Akte nach Plänen von Minister Jens Spahn die Digitalisierung deutlich voranbringen. Als freiwilliges Angebot soll sie als App zu haben und schrittweise mehr Funktionen bekommen. Neben Arztbefunden und Röntgenbildern sollen ab 2022 der Impfausweis, der Mutterpass, das Untersuchungsheft für Kinder und das Zahn-Bonusheft abrufbar sein. Die Patienten entscheiden, was gespeichert wird. Sie bestimmen auch, wer auf die ePA zugreifen darf. Im ersten Jahr allerdings noch nicht in verfeinerter Form. Erst ab 1. Januar 2022 soll dann für jedes Dokument einzeln festzulegen sein, welcher Arzt es sehen kann. 
400 Millionen FFP-2-Masken für Risikogruppen
(aerztezeitung.de vom 09.12.2020)
Die Bundesregierung will 27 Millionen Bürger mit FFP-2-Masken zum Schutz vor einer Ansteckung ausstatten. Das geht aus dem Entwurf einer „Verordnung zum Anspruch auf Schutzmasken zur Vermeidung einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2“ hervor, den Gesundheitsminister Jens Spahn am 09.12.2020 vorgestellt hat. Die Masken werden ausschließlich über Apotheken abgegeben. Anspruch auf die Ausgabe von insgesamt 15 Masken sollen sowohl gesetzlich als auch privat versicherte Menschen mit höheren Risiken für einen schweren Verlauf einer Infektion mit dem neuartigen Coronavirus haben. Dazu zählen:
· über 60-jährige sowie

· Menschen mit COPD oder

· chronischer Herzinsuffizienz, 

· chronischer Niereninsuffizienz,

· zerebrovaskulärer Erkrankung, insbesondere Schlaganfall,

· Diabetes mellitus Typ 2,

· aktive, fortschreitenden oder metastasierenden Krebserkrankungen bzw., 
· bevorstehenden Therapien mit Immunsuppressiva,

· Organ- oder Stammzellentransplantationen sowie 

· Frauen mit Risikoschwangerschaften. 

Die Masken sollen in drei Schritten ausgegeben werden. Die ersten drei Masken sollen nach Inkrafttreten der Verordnung in den kommenden Tagen bis zum 31. Dezember z.B. gegen Vorlage eines Altersnachweises abgegeben werden. Dafür überweist das Bundesamt für Soziale Sicherung 491,4 Millionen Euro pauschal an den Nacht- und Notdienstfonds des Deutschen Apothekerverbands. Die weiteren zwölf Masken können zwischen dem 1. Januar und dem 15. April abgeholt werden. Dafür sollen die Berechtigten von ihren Krankenkassen fälschungssichere Coupons per Post erhalten. Die Eigenbeteiligung soll bei einem Abgabewert von 90 Euro insgesamt fünf Euro betragen. Die Masken sollen zum Schutz auch über die Weihnachtstage dienen, sagte Jens Spahn. Sie seien aber kein Freifahrtschein für die Aufgabe von Abstands- und Hygieneregeln. 
Krankenkassen und Gesundheitsfonds mit zusammen knapp 7 Milliarden Euro im Minus 
(krankenkassen-direkt vom 04.12.2020)
Die gesetzlichen Krankenkassen habe in den ersten neun Monaten 2020 ein Defizit von insgesamt knapp 1,7 Milliarden Euro eingefahrene. Im 3. Quartal überstiegen die Ausgaben die Einnahmen dabei sogar um rund 3 Milliarden Euro. Auch der Gesundheitsfonds liegt deutlich im Minus. Das Defizit verringerte sich aber seit Jahresmitte (7,2 Milliarden Euro) auf 5,1 Milliarden Euro bis Ende September 2020. Geprägt ist die aktuelle Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) insbesondere durch Belastungen der Corona-Pandemie. Bis auf die landwirtschaftliche Krankenversicherung, die einen Überschuss von rund 45 Millionen Euro erzielte, verbuchten alle Krankenkassenarten im 1. Bis 3. Quartal Defizite. Das Defizit des Gesundheitsfonds ist maßgeblich auf konjunkturbedingte Mindereinnahmen sowie “Ausgleichszahlungen an Leistungserbringer“ zurück zu führen. Betrachtet man die Entwicklung bei den Ausgaben, ergibt sich ein Anstieg der Versichertenzahlen von 0,3 Prozent und einen absoluten Ausgabenzuwachs für Leistungen und Verwaltungskosten (4,2 bzw. 5,8 Prozent). Bei den Krankenhausausgaben gab es einen Anstieg von 1,6 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Die Ausgaben für Arzneimittel stiegen um 6,1 Prozent
Priorisierung von Corona-Impfungen
(Hartmannbund, Pressemitteilung vom 11.12.2020)
Der Entwurf des Bundesgesundheitsministeriums für eine „Verordnung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen das Coronavirus Sars-CoV-2“ sorgte in den vergangenen Tagen für lebhafte Diskussionen innerhalb und außerhalb der Ärzteschaft. Niedergelassene Haus- und Fachärzte sollen Patienten per Attest Berechtigungen für Corona-Impfungen ausstellen. Der Vorsitzende des Brandenburger Hartmannbundes, Dr. Hanjo Pohle, wendet sich vehement dagegen, nötige Priorisierungsentscheidungen von der Politik auf die Ärzteschaft zu verlagern. Ärztinnen und Ärzte helfen bei der Umsetzung der Maßnahmen gemäß ihrer Profession. Es ist aber nicht zielführend, von Ärzten die Ausstellung von Attesten zu verlangen, ohne dafür hinreichende Entscheidungskriterien zu formulieren und diese auch so zu kommunizieren, dass sie gesellschaftlich akzeptiert werden. Andernfalls müssten alle Vertragsärzte, zumal deren Beziehung zu den Patienten in elementarer Weise von Vertrauen geprägt sei, befürchten, sich dem Vorwurf der Selektion ausgesetzt zu sehen. Solange es keine allgemeingültigen, forensisch klar definierten Kriterien für die Attestierungskriterien gibt, könnte sich die Frage stellen, ob nicht aus ethischer Sicht jedem Menschen die Ausstellung eines Attestes zustehe. Zumal die Praxis zeige, dass auch jüngere, nicht multimorbide Patienten schwere Krankheitsverläufe erfahren können oder sogar an Covid-19 sterben können. Die Pandemiebekämpfungsstrategie und auch die Impfstrategie mit der Priorisierungsfrage seien letztendlich keine primär ärztlichen Aufgaben, sondern liegen in der Zuständigkeit der politischen Entscheidungsträger. Der Deutsche Hartmannbund fordert die politischen Entscheidungsträger dringend auf, Nachbesserungen vorzunehmen. Selbst wenn der Impfstoff zunächst einmal nicht für alle prioritären Gruppen ausreichen wird, darf die Mangelverwaltung nicht über die Hintertür der Vertragsärzteschaft aufgebürdet werden. 
Aktuelle Fusionen und Beitragsanpassungen – Kassenwechsel wird 2021 vereinfacht
(krankenkassen-direkt vom 16.12.2020)
Als Richtwert für die Festlegung der kassenindividuellen Zusatzbeitragssätze hat das Bundesgesundheitsministerium (BMG) Ende Oktober per Verordnung den “durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz“ auf 1,3 Prozent festgelegt. Der Wert soll dem Prozentsatz entsprechen, der aus den erwarteten beitragspflichtigen Einnahmen der GKV eine gegebenenfalls bestehende Finanzlücke schließt. Für 2021 bestand hierbei (insbesondere angesichts der Kosten der Pandemie) Uneinigkeit im zuständigen GKV-Schätzerkreis beim Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS). Während das BMG und das BAS für eine Anhebung auf 1,3 Prozent votierten, forderten die Kassen einen Zusatzbeitrag von 1,4 Prozent. Krankenkassen können je nach wirtschaftlicher Situation und vorhandenen Rücklagen vom durchschnittlichen Zusatzbeitrag abweichen. Die Beitragsspanne reicht aktuell von 0,0 bis 2,7 Prozent. Rein rechnerisch kann sich ein solcher Beitragsunterschied mit über 1.500 Euro pro Jahr bemerkbar machen. Als Teil des MDK-Reformgesetzes wurden bereits im November 2019 Änderungen beim Krankenkassenwahlrecht beschlossen, die ab dem 01.01.2021 wirksam werden. Im Vordergrund stehen Vereinfachungen beim Kassenwechsel durch kürzere Bindungsfristen, wegfallende Kündigungsregelungen und weniger Bürokratie durch Digitalisierung. Wichtige Neuerungen sind dabei, dass sich die Bindungsfrist von bisher 18 Monaten auf 12 Monate verkürzt. Auch wer von seinem Wechselrecht keinen Gebrauch macht und sich im Zuge eines bestehenden Wahlrechts für den Verbleib in der bisherigen Kasse entscheidet, geht hierdurch ab 2021 keine neue Bindungsfrist mehr ein. Die bisherigen Kündigungsregeln gelten fort. Für einen Kassenwechsel ist künftig nur noch der Aufnahmeantrag bei der neuen Krankenkasse nötig. Um die Kündigung der alten Mitgliedschaft kümmert sich die neu gewählte Kasse. Die Zahl der Krankenkassen wird sich zum Jahreswechsel durch Fusionen verringern, sie sinkt damit auf 101 Kassen. 
Auch Angehörige brauchen Unterstützung
(INKONTAKT 4/2020)
Die Belange und Bedürfnisse der Angehörigen der Menschen mit einer psychischen Erkrankung finden nur wenig Beachtung. Mittlerweile schließen sich deshalb viele von ihnen in Selbsthilfegruppen und -organisationen zusammen. So können sie sich gegenseitig unterstützen und andere Angehörige beraten. Diese Beratungskompetenz findet jedoch oft noch nicht die Anerkennung und den gebührenden Platz im gesundheitlichen und sozialen Behandlungs- und Beratungssystem. 

Mit seinem Handbuch und Ratgeber „Depressionen“ zeigt Manfred Bieschke-Behm, dass Angehörige und Betroffene über eine hohe Beratungskompetenz verfügen, die sich nicht nur durch die Erfahrungen mit der Erkrankung, sondern auch in ihrer Beziehungsarbeit erworben haben. Das Buch ist kostenlos erhältlich bei: AOK Nordost – die Gesundheitskasse Tel.: 0800 265080-32416
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